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versicherung.
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Deutschland hat das beste  
gesundheitssystem der Welt

Alle Menschen in Deutschland profitieren von kurzen 
Wartezeiten, freier Arztwahl und gutem Zugang zum me-
dizinischen Fortschritt. Ihnen steht ein flächendeckendes 
Netz von Kliniken und Ärzten zur Verfügung. Garantiert 
wird dieses hohe Niveau auch durch das Nebeneinander 
von Gesetzlicher und Privater Krankenversicherung. SPD, 
Grüne und Die Linke wollen dieses bewährte System nun 
abschaffen und durch eine Einheitsversicherung ersetzen.    

„Eine staatliche Einheitsversicherung 
löst kein einziges Problem unseres 

Gesundheitssystems, sondern schafft 
nur neue. Nur unter Beibehaltung der 
Dualität von Gesetzlicher und Privater 
Krankenversicherung lässt sich unser 

Gesundheitssystem zukunftsfest  
 weiterentwickeln.“

PRoF. DR. FRank UlRicH MontgoMERy, 
Präsident der Bundesärztekammer, 
Pressemitteilung BÄK, 18. April 2013



länder mit Einheitssystem leiden 
unter Zwei­klassen­Medizin 

Dort, wo die Krankenversicherung in einem Einheits-
system organisiert ist, werden die Leistungen stärker 
rationiert. Diese Länder sehen in der Regel nur eine 
medizinische Grundversorgung auf niedrigem Niveau vor. 
Nur Menschen, die den Arzt direkt bezahlen können oder 
eine Zusatzversicherung abschließen, haben Zugang zu 
Spitzenmedizin außerhalb der Einheitsversorgung.  
So entsteht eine echte Zwei-Klassen-Medizin.

gRossBRitanniEn 
ÜBER 5 MILLIoNEN PAtIENtEN StEhEN  
AuF WARtELIStEN, BEKoMMEN oFt ERSt NAch  
MoNAtEN EINEN ARZttERMIN. LEIStuNGEN  
WERDEN ZuM tEIL AuS KoStENGRÜNDEN VERWEIGERt.

scHWEDEn 
WER Z.B. EINE hÜFtoPERAtIoN ERhÄLt uND WER  
NIcht, ENtSchEIDEt DIE PRoVINZVERWALtuNG.

sPaniEn 
PAtIENtEN DÜRFEN WEDER hAuS- Noch 

FAchARZt SELBSt WÄhLEN.

FRankREicH
DuRchSchNIttLIch 25 % DER KRANKhEItS-
KoStEN MuSS jEDER SELBSt tRAGEN.

niEDERlanDE 
BIS Zu EINEM jAhR WARtEZEIt 

Z.B. AuF EINE LEIStENBRuchoPERAtIoN

 



Die Bürgerversicherung gefährdet 
die therapiefreiheit der ärzte

heute sind Ärzte in ihren medizinischen Entscheidun-
gen weitgehend frei. Dafür sorgt der Wettbewerb der 
Versicherungssysteme. Er erschwert Einschnitte in den 
Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung. 
In einem Einheitssystem wären die Entscheidungen der 
Mediziner stärker von wirtschaftlichen Zwängen und  
politischen Vorgaben bestimmt. Kein Wunder, dass fast 
90 Prozent der Ärzte die Bürgerversicherung ablehnen.

EinstEllUng DER äRZtEscHaFt  
ZuR BÜRGERVERSIchERuNG

WÜRDEN SIE IM ERGEBNIS EINEN uMBAu DES GESuNDhEItSSyStEMS 
Zu EINER "BÜRgERvERsicHERUng" ...

BEGRÜSSENaBlEHnEn

Quelle: tNS Emnid; umfrage unter 507 niederg. Ärzten für „Focus Money“, Mai 2013

 

13 %

87%



Privatversicherte stützen das   
gesamte gesundheitssystem

jedes jahr fließen 28,6 Milliarden Euro durch Privatver-
sicherte ins Gesundheitssystem. Dank der Einnahmen 
aus der Privaten Krankenversicherung können Ärzte und 
Krankenhäuser investieren und so den hohen medizini-
schen Standard sichern, von dem alle profitieren. Wären die 
Privatversicherten in einer Bürgerversicherung, würde das 
Gesundheitssystem jedes jahr 11 Milliarden Euro verlieren 
– Praxen müssten schließen, jobs gingen verloren.  

DAFÜR KANN ER Z. B. 
ZWEi sPREcHstUnDEnHilFEn 

EINStELLEN

AuS DER PKV
5,4 MilliaRDEn EURo 

ZUsätZlicH
JäHRlicH RuND

43.000
DiE JEDER 
niEDERgElassEnE aRZt 
in sEinE PRaXis
invEstiEREn kann.

EURo,DAS SIND

Quelle: Wissenschaftliches Institut der PKV (WIP), 2013

HoHE RElEvanZ FÜR aRtZPRaXEn



Die Pläne der grünen führen zu einer 
hohen Belastung der Mittelschicht

Die Grünen planen eine Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze von heute 47.250 auf 69.600 Euro. Das ent-
spricht einer Steigerung um 47 Prozent. Im Gegenzug soll 
der Beitragssatz der Gesetzlichen Krankenversicherung 
nur minimal sinken. Im Ergebnis würde die Krankenver-
sicherung für Millionen Angestellte und Selbstständige 
drastisch teurer. Die jährliche Mehrbelastung kann dabei 
schnell bei mehreren tausend Euro pro Person liegen. 

inFoRMatikER;   
EINKoMMEN 58.000 €

jÄhRLIchER GKV-
BEItRAG 2013

BEItRAG BÜRGER-
VERSIchERuNG

inDUstRiEMEcHanikER ; 
EINKoMMEN 69.000 €

BEitRagsanstiEg FÜR FacHaRBEitER 
UnD angEstElltE

+37,5 %

8.468

7.324

10.074

+15,7 %



Das Modell der sPD gefährdet 100.000 
arbeitsplätze in allen Branchen

Die SPD will die Beitragsbemessungsgrenze für Arbeit-
geber komplett abschaffen. Damit steigen die Lohnzusatz-
kosten dramatisch, was deutschlandweit Arbeitsplätze 
gefährden würde. Experten* gehen für die Wirtschaft von 
einer zusätzlichen Belastung von 8 Milliarden Euro jähr-
lich aus. Das kostet nach ökonomischen Erfahrungswerten 
rund 100.000 Arbeitsplätze in allen Branchen. Sie wären 
durch eine SPD-Bürgerversicherung konkret bedroht.

3.449 3.449 3.4493.843 4.970 6.898

aRBEitgEBERBElastUng  
stEigt ERHEBlicH an

ARBEItGEBERBEItRAG 2013
ARBEItGEBERBEItRAG  
BÜRGERVERSIchERuNG (SPD)

+11,2 %

+44,1 %

+100 %

97.500 €70.000 €

JaHREsEinkoMMEn

54.000 €

* Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw)



* Quelle: tNS Emnid ; umfrage unter 507 niederg. Ärzten für „Focus Money“, Mai 2013

Bürgerversicherung vernichtet Jobs 
in arztpraxen und bei versicherern 

Zusätzlich zu den steigenden Lohnzusatzkosten würde 
eine Bürgerversicherung mit einem Schlag über 100.000 
Arbeitsplätze vernichten. So hat die gewerkschaftsnahe 
hans-Böckler-Stiftung berechnet, dass allein in der Ver-
sicherungsbranche 67.000 jobs verloren gingen. Die Be-
triebsräte der unternehmen gehen von einer ähnlichen 
Summe aus. Zudem geben 16 Prozent der Arztpraxen an, 
in einem Einheitssystem schließen zu müssen. 

ARBEItGEBERBEItRAG 2013
ARBEItGEBERBEItRAG  
BÜRGERVERSIchERuNG (SPD)

DiE BÜRgERvERsicHERUng vERnicHtEt 
ÜBER 100.000 aRBEitsPlätZE

  66.000

  67.000

vERloREnE  
aRBEitsPlätZE

BEREchNuNG DER  
GEWERKSchAFtSNAhEN  
Hans-BöcklER-stiFtUng

vERlUst von aRBEitsPlätZEn  
in DER vERsicHERUngsBRancHE:

MEhR ALS 22.000 aRZtPRaXEn MÜSStEN IN EINER BÜRGERVERSIchE-
RuNGSWELt scHliEssEn*. BEI DuRchSchNIttLIch jE EINEM ARZt 
uND 2 ANGEStELLtEN SIND DAS WEitERE



Quelle: Statistisches Bundesamt

alternde Bevölkerung macht Private 
krankenversicherung unverzichtbar 

Die junge und arbeitende Generation muss in der Gesetz-
lichen Krankenversicherung immer mehr Geld für den wach - 
senden Anteil der Älteren aufbringen. Da ist es problema-
tisch, nur auf diese demografieanfällige umlagefinanzierung 
zu setzen, wie es die Bürgerversicherer tun. In der Privaten 
Krankenversicherung sorgt jeder für seine im Alter steigen-
den Gesundheitskosten selbst vor. Das ist generationen-
gerecht und unverzichtbar für unser Gesundheitssystem.   

StEIGENDE 
lEBEnsERWaRtUng

DER DEMogRaFiscHE WanDEl

DEUTSCHLAND IM jAhR 2050

IM VERGLEIch Zu 2012

­33 %WEnigER
ERWERBsFäHigE

300 %MEHR 
ÜBER 80-JäHRigE
IM VERGLEIch Zu 2012

SINKENDE
gEBURtEnRatE

PRoBlEM DER 
ÜBERaltERUng



Eine Bürgerversicherung geht am   
Bedarf der Menschen vorbei

Auf ihr Gesundheitssystem lassen die Bürger in 
Deutschland nichts kommen.

Mit der medizinischen Versorgung hierzulande 
sind laut einer großen Allensbach-Umfrage 
82 Prozent der Versicherten zufrieden oder 
sogar sehr zufrieden. 

SPD, Grüne und Die Linke wollen nun eine 
Einheitsversicherung schaffen, in der sich jeder 
zwangsversichern muss. Dieser radikale System-
umbau geht nicht nur am Bedarf der Menschen 
vorbei, sondern bringt Nachteile für alle.   

Weitere Informationen finden Sie auf der  
Internetseite www.pkv.de.

Verband der Privaten  
Krankenversicherung e.V.
Gustav-heinemann-ufer 74 c 
50968 Köln
telefon (0221) 99 87-0  
telefax (0221) 99 87-39 50

Friedrichstraße 191  
10117 Berlin
telefon (030) 20 45 89-0  
telefax (030) 20 45 89-31
www.pkv.de · info@pkv.de


